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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 14 AS 113/12 B 
 
L 9 AS 897/08 (Thüringer LSG) 
S 17 AS 2373/06 (SG Nordhausen) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………, 

 
 

  
 

  
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Sömmerda, 
Poststraße 2, 99610 Sömmerda, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Oktober 2012 durch  

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g    sowie den Richter    

Prof. Dr.  B e c k e r  und die Richterin   H a n n a p p e l  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Thüringer Landessozialgerichts vom 2. Februar 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde keinen der in 

§ 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche Bedeutung, 

Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig dargelegt 

oder bezeichnet. 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde allein auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Die Darlegung der grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtssache erfordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechts-

frage, der in dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeu-

tung beigemessen wird (BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 60). Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssage ist gegeben, wenn zu erwarten ist, dass 

die Revisionsentscheidung die Rechtseinheit in ihrem Bestand erhalten oder die Weiterentwick-

lung des Rechts fördern wird. Daher ist aufzuzeigen, ob und inwieweit zu der aufgeworfenen 

Frage bereits Rechtsgrundsätze herausgearbeitet sind und in welchem Rahmen noch eine wei-

tere Ausgestaltung, Erweiterung oder Änderung derselben durch das Revisionsgericht zur Ent-

scheidung des vorliegenden Rechtsstreits erforderlich erscheint (vgl Krasney/Udsching, Hand-

buch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, RdNr 65 f). 

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger hat zwar die 

Frage formuliert 

 "Sind fällige Darlehensverbindlichkeiten als Bedarfe im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 1 

SGB II anzuerkennen, wenn diese deshalb eingegangen wurden, um anzuerkennende 

Kosten der Unterkunft aus einem anderen/früheren Bewilligungszeitraum abzulösen?", 

er hat aber nicht aufgezeigt, welche Rechtsgrundsätze zu dieser Frage schon aufgestellt wur-

den und sich insbesondere nicht mit der einschlägigen Entscheidung des Senats vom 

17.6.2010 (B 14 AS 58/09 R - BSGE 106, 190 = SozR 4-4200 § 22 Nr 41), auf die sich das 

LSG ua bezogen hat, auseinandergesetzt. In dieser wird ausgeführt, dass Schulden 

gegenüber einem Dritten, die der Hilfebedürftige eingegangen ist, um drohende 

Wohnungslosigkeit durch Zahlung rückständiger Miete abzuwenden, vom Träger der 

Grundsicherung zu übernehmen sein können, wenn die Übernahme der Mietschulden zuvor 

beantragt worden war. Dies wäre vor allem deswegen geboten gewesen, weil nach dem 

damals geltenden § 22 Abs 5 Zweites Buch Sozialgesetzbuch Schulden (nur) übernommen 

werden können, soweit dies zur Sicherung der Unterkunft oder zur Behebung einer 

vergleichbaren Notlage gerechtfertigt ist. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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